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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


1. Abgeordneter 

Claus-Peter 

Grotz 

(CDU/CSU) 


Wie läßt es sich vor dem Hintergrund der zuneh- 
menden Pflichtenübernahme der Bundesrepu- 
bhk Deutschland bei VN-Aufgaben begründen, 
daß die sogenannte Feindstaatenklausel (Arti- 
kel 53 und 107 der VN- Charta) noch nicht gestri- 
chen worden ist? 


2. Abgeordneter 

Claus-Peter 

Grotz 

(CDU/CSU) 


Betrachtet die Bundesregierung angesichts des 
im Jahre 1973 vollzogenen VN-Beitritts als auch 
aufgrund des sog. Zwei-plus- Vier-Vertrages die 
Klausel als obsolet, und wenn ja, welche Maßnah- 
men unternimmt sie, deren Streichung zu be- 
schleunigen? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 17. August 1993 


Für eine förmliche Aufhebung der sog. Feindstaatenklauseln (Artikel 53 
und 107 der VN- Charta) wäre eine Änderung der VN- Charta nach dem in 
der Charta vorgeschriebenen Verfahren notwendig. Diese Vorschriften 
sehen vor, daß Änderungen zunächst von zwei Dritteln der Mitglieder der 
VN angenommen werden. Sie müssen sodann von zwei Dritteln der Mit- 
gheder der Vereinten Nationen einschheßhch aller ständigen Mitgheder 
des Sicherheitsrats nach Maßgabe ihres jeweiligen Verfassungsrechts 
ratifiziert werden, bevor sie in Kraft treten können. Eine Charta-Änderung 
ist also nicht gegen den Willen auch nur eines einzigen ständigen Mit- 
gheds des Sicherheitsrats möglich. In der Vergangenheit hat sich gezeigt, 
daß vor allem die ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats einem Eingriff 
in den Normenbestand der VN- Charta ablehnend gegenüberstehen, auch 
aus der Besorgnis, Änderungen würden sich nicht auf einzelne Punkte 
beschränken lassen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung sind die sog. Feindstaatenklauseln 
spätestens mit dem Beitritt der beiden deutschen Staaten zu den Vereinten 
Nationen im Jahr 1973 gegenstandslos geworden. Die Tatsache, daß die 
Bundesrepubhk Deutschland seitdem zweimal dem Sicherheitsrat ange- 
hört und während einer Sitzungsperiode den Präsidenten der Generalver- 
sammlung gestellt hat, zeigt deutlich, daß sie in den Vereinten Nationen 
die vollen Rechte eines gleichberechtigten Staates ausübt. Mit dem 
Inkrafttreten der abschließenden Regelung, durch die die Rechte und Ver- 
antwortlichkeiten der Vier Mächte in bezug auf Berhn und Deutschland 
als Ganzes beendet wurden (sog. Zwei-plus- Vier- Vertrag), gilt dies für das 
vereinte Deutschland erst recht. 

Bei dieser Sachlage sieht die Bundesregierung keine Veranlassung, Initia- 
tiven für eine Streichung der sog. Feindstaatenklauseln zu ergreifen. 


3. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Welche „politisch und rechthch tragfähige Posi- 
tion" (so ein Antwortschreiben des Auswärtigen 
Amtes vom 6. Mai 1991 an einen tschechischen 
Staatsbürger deutscher Nationalität) hat bis jetzt 
die Bundesregierung zur Frage der offenen ver- 
mögensrechtlichen Fragen im Verhältnis zur 
Tschechischen Republik erarbeitet? 
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Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler-Albring 
vom 17. August 1993 


Die Bundesregierung hat stets die entschädigungslose Einziehung deut- 
schen Vermögens als völkerrechtswidrig verurteilt und hält an dieser Posi- 
tion auch weiterhin fest. Angesichts der von der Tschechischen Republik, 
wie schon von der CSFR, vertretenen gegenteiligen Auffassung ist die 
Bundesregierung bestrebt, vermögensrechtliche Ansprüche Deutscher 
offenzuhalten. Diesem Ziel dient bekanntlich der ergänzende Briefwech- 
sel der Außenminister zum Nachbarschaftsvertrag vom 27. Februar 1992. 

Die politischen Gegebenheiten in der Tschechischen Republik und die 
Entwicklung der bilateralen Beziehungen seit Inkrafttreten des Nachbar- 
schaftsvertrags am 14. September 1992 lassen es ratsam erscheinen, diese 
Politik fortzusetzen. Eine Lösung der zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Tschechischen Republik noch offenen Fragen kann 
mit Aussicht auf Erfolg nur durch einen konsequenten Ausbau eines ver- 
trauensvollen und zukunftsgerichteten Nachbarschaftsverhältnisses an- 
gestrebt werden. 


4. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 
(fraktionslos) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die polni- 
sche Grenzabfertigung Deutschen aus Schlesien, 
die mit einem deutschen Paß aus dem polnischen 
Machtbereich ausreisen wollen, aufgrund eines 
Erlasses vom März 1993, die Ausreise verweigert 
(wie z. B. Herrn Friedrich Schikora aus Gleiwitz 
am 9. Juli 1993), und wird die Bundesregierung 
gegen diesen, Geist und Wortlaut der deutsch- 
polnischen Verträge verletzenden, Mißbrauch 
staatlicher Gewalt demarchieren bzw. auch wei- 
tergehende Konsequenzen ziehen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Jürgen Trumpf 
vom 13. August 1993 


Herr Schikora besitzt neben der deutschen auch die polnische Staatsange- 
hörigkeit. Er hat sich bei einem Grenzübertritt demnach gegenüber polni- 
schen Behörden mit seinen polnischen Identitätspapieren auszuweisen. 
Als polnischer Staatsangehöriger kann er sich gegenüber polnischen 
Behörden nicht auf weitere, daneben bestehende Staatsangehörigkeiten 
berufen. Es ist kein Fall bekannt, daß Angehörigen der deutschen Minder- 
heit in Polen die Ausreise aus Polen mit gültigen polnischen Reisedoku- 
menten versagt wurde. Ein Verstoß gegen die deutsch-polnischen Ver- 
träge kann nicht festgestellt werden. 


5. Abgeordneter 

Dr. Eckhart 
Pick 


(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß in 
mehreren Fällen deutsche Staatsangehörige 
(Kinder und Erwachsene) in Frankreich entführt 
und nach Organentnahme freigelassen worden 
sind? 
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Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
19. August 1993 

Der Bundesregierung sind Fälle zwangsweiser Organentnahmen bei 
deutschen Staatsangehörigen in Frankreich nicht bekannt Für den 
Bericht eines deutschen Medienvertreters, daß im 2. Halbjahr 1991 in Paris 
seitens einer „Organmafia" einem Deutschen zwangsweise eine Niere 
entnommen worden sei, konnte die deutsche Botschaft in Paris keine 
Bestätigung finden. Vielmehr versicherten die befragten französischen 
Stellen, daß sie von derartigen Vorfällen nichts gehört hätten und sie für 
sehr unwahrscheinlich hielten. 


6. Abgeordneter 

Dr. Eckhart 
Pick 


(SPD) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen, um diese Verbrechen aufzuklären, und 
auf welche Weise ist sie präventiv tätig? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
19. August 1993 

Die Botschaft Paris hat in dem o. g. Fall die zuständigen französischen Stel- 
len um nähere Auskünfte gebeten und wird dies bei Berichten ähnlicher 
Art erneut tun. Da es bisher keine begründeten Hinweise gibt, daß es tat- 
sächlich zu zwangsweisen Organentnahmen bei deutschen Staatsange- 
hörigen in Frankreich gekommen ist, sieht die Bundesregierung für prä- 
ventive Maßnahmen keinen Anlaß. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


7. Abgeordneter 

Joachim 

Hörster 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung die vom Rat der Stadt 
Dresden, Oberbürgermeister Berghofer, unter 
dem 2. Mai 1986 erlassenen „Grundsätze zur Be- 
arbeitung von Anträgen auf Bereitstellung eines 
Einfamilienhauses durch Vermittlung des Rates 
der Stadt Dresden" bekannt, mit denen vermut- 
lich auch die Vergabe von Häusern geregelt 
wurde, die von Ausreisewilligen aufgegeben 
werden mußten, und auf welcher zentralstaat- 
lichen Regelung der DDR beruhen diese Grund- 
sätze? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 12. August 1993 


Die genannten Grundsätze sind der Bundesregierung bekannt. Sie dien- 
ten der Ausfüllung der Vorgängeregelung des Gesetzes über den Verkauf 
volkseigener Gebäude vom 7. März 1990 (GBl. I S. 157), des sog. Modrow- 
Gesetzes. Diese Vorgängerregelung ist das Gesetz über den Verkauf 
volkseigener Eigenheime, Miteigentumsanteile und Gebäude für 


3 



DrUCkSdiChG 12/5574 Deutscher Bundestag— 12 . Wahlperiode 


Erholungszwecke vom 19. Dezember 1973 (GBl. I S. 578). Nach § 1 dieses 
Gesetzes konnten Bürger volkseigene Eigenheime (nicht nur für Erho- 
lungs-, sondern auch und gerade für Wohnzwecke) verkauft werden. Es 
handelte sich dabei um den Verkauf von Gebäudeeigentum, nicht jedoch 
um den Verkauf von Grundeigentum, der erst durch das erwähnte Mo- 
drow-Gesetz möglich wurde. 

Es war zulässig, auch auf örtlicher Ebene Kriterien für die Vergabe ent- 
sprechender Eigenheime in Verwaltungs vor Schriften festzulegen. Die 
genannten Grundsätze stellen solche an sich zulässige und im Grundsatz 
nicht zu beanstandende Verwaltungsvorschriften dar. 

Bedenklich erscheinen allerdings die in diesen Grundsätzen festgelegten 
inhaltlichen Vergabekriterien. Nach § 1 Abs. 2 des Gesetzes vom 19. De- 
zember 1973 waren Eigenheime bevorzugt „Arbeiterfamilien und kinder- 
reichen Familien" zum Kaufe anzubieten. In den Grundsätzen des Rates 
der Stadt Dresden vom 2. Mai 1986 wird aber festgelegt, daß Anträge „nor- 
maler Bürger" generell nicht zu registrieren und Eigenheime bevorzugt 
folgenden Personengruppen zu vermitteln seien: 

- Persönlichkeiten, die überdurchschnittliche Leistungen in den Berei- 
chen Gesundheitswesen, Wissenschaft, Kultur und Sport vollbracht 
haben oder vollbringen, 

- Personen, von denen Leitungsfunktionen in Staatsorganen ausgeübt 
werden, die von überregionaler Bedeutung sind, 

- hochgestellte kirchliche Würdenträger. 

Dies dürfte mit § 1 Abs. 2 des Gesetzes vom 19. Dezember 1973 kaum ver- 
einbar gewesen sein und wäre bei einer im Zusammenhang mit der Rück- 
übertragung von Vermögenswerten nach dem Vermögensgesetz anzu- 
stellenden Redlichkeitsprüfung zu berücksichtigen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


8. Abgeordnete 

Editha 

Limbach 


(CDU/CSU) 


Warum mußten durch das Gesetz zur Anpassung 
des Umsatzsteuergesetzes an den EG-Binnen- 
markt Ausländer von der Nichterhebungsgrenze 
für Kleinunternehmer (§19 UStG) ausgenommen 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 18. August 1993 


Bis zum 31. Dezember 1992 wurde die Frage, ob ein ausländischer Unter- 
nehmer als Kleinuntemehmer behandelt werden kann, ausschließlich 
nach der Höhe der im Inland erbrachten Umsätze beurteüt. In mit dem mit 
Wirkung vom 1. Januar 1993 geschaffenen europäischen Binnemarkt 
ohne Steuergrenzen muß jedoch als Folge des weitgehend vereinheitlich- 
ten Wirtschaftsraums die gesamte Umsatztätigkeit eines Unternehmers 
berücksichtigt werden. 
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Ein Unternehmer, der über den Bereich seines Landes hinaus im Binnen- 
markt Umsätze tätigt, wird in aller Regel ohnehin so hohe Umsätze haben, 
daß er nicht mehr als Kleinunternehmer angesehen werden kann. Er ist 
somit zum Vorsteuerabzug berechtigt und muß unter Wettbewerbsge- 
sichtspunkten einem Unternehmer gleichgestellt werden, der entspre- 
chend hohe Umsätze im Inland tätigt. Die getroffene Regelung trägt 
außerdem erheblich zur Verwaltungsvereinfachung bei. Insbesondere bei 
ausländischen Unternehmern, die sonstige Leistungen gegenüber einer 
Vielzahl von Abnehmern erbringen (z. B. Künstler), könnte die Höhe ihrer 
gesamten Umsätze im Binnenmarkt nur mit erhebhchem Verwaltungsauf- 
wand, z. B. durch Auskunftsersuchen gegenüber anderen Staaten, ermit- 
telt werden. 


9. Abgeordnete 

Editha 

Limbach 

(CDU/CSU) 


Was kann die Bundesregierung tun, um die da- 
durch eingetretene Verteuerung und Erschwe- 
rung des kulturellen Austauschs mit ausländi- 
schen Künstlern rückgängig zu machen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 18. August 1993 

Das Umsatzsteuer-Binnenmarktgesetz hat zur Folge, daß bei Honorarzah- 
lungen an ausländische Künstler für in der Bundesrepublik Deutschland 
erbrachte Leistungen die Umsatzsteuer generell erhoben werden muß. 
Eine Änderung der geltenden Rechtslage kann aus den genannten Erwä- 
gungen nicht in Betracht gezogen werden. 

Für die Besteuerung der Kunstgegenstände und Sammlungsstücke wird 
jedoch eine gemeinschaftseinheitliche Sonderregelung angestrebt, die 
unter anderem der Erhaltung und Bereicherung des Kulturguts der 
Gemeinschaft dienen soll. In diesem Zusammenhang wird auch über den 
anwendbaren Steuersatz und die Bemessungsgrundlage entschieden 
werden. Bis zu dieser Entscheidung können die Mitgliedstaaten einen 
ermäßigten Steuersatz für Kunstgegenstände und Sammlungsstücke fort- 
führen, wie er auch in der Bundesrepublik Deutschland gilt. 


10. Abgeordnete 

Ingrid 

Matthäus^Maier 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Forde- 
rung, den § 144 AO den Strukturveränderungen 
im Großhandels- bzw. Einzelhandelsbereich an- 
zupassen, und ist die Bundesregierung bereit, 
eine entsprechende Gesetzesänderung vorzu- 
schlagen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 18. August 1993 


Ihre Frage zielt offenbar auf eine Ausweitung der Pflichten zur Aufzeich- 
nung des Warenausgangs nach § 144 AO auch auf Einzelhändler ab. Diese 
Problematik ist bereits mehrfach von den obersten Finanzbehörden des 
Bundes und der Länder mit dem Ergebnis erörtert worden, daß eine ge- 
setzliche Änderung kein geeignetes Mittel ist, um Steuerverkürzungen 
durch Schwarzumsätze, z. B. durch anonyme Einkäufe von Gastwirten in 
Großmärkten, zu verhindern. Die Bundesregierung ist in Übereinstim- 
mung mit den obersten Finanzbehörden der Länder der Auffassung, daß 
es sich in erster Linie um eine Frage des Verwaltungs Vollzugs handelt. 
Deshalb sind die Finanzämter durch BMF-Schreiben vom 13. Juni 1992, 
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BStBl 1 S. 490, darauf hingewiesen worden, daß bei Betriebsprüfungen bei 
Betrieben im Sinne des § 144 Abs. 1 und 5 AO verstärkt auf die Einhaltung 
der Aufzeichnungspflichten nach § 144 AO geachtet werden muß. Ich 
habe veranlaßt, daß über diese Frage mit den obersten Finanzbehörden 
der Länder ein erneuter Erfahrungsaustausch durchgeführt wird. Über das 
Ergebnis werde ich Sie nach der Sitzung (Mitte September d. J.) unterrich- 
ten. 


11. Abgeordneter 

Otto 

Reschke 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung 2 Billionen DM als 
Wert des Staatsbesitzes von Bund, Ländern und 
Gemeinden für realistisch? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 16. August 1993 


Über den Wert des noch im Bereich der öffentlichen Hand insgesamt 
befindlichen Vermögens gehen Meinungen und Vermutungen weit aus- 
einander. Solche Schätzungen sind zudem mit großen Unsicherheiten 
behaftet. 


12. Abgeordneter 

Otto 

Reschke 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung in etwa abschätzen, 
ob sich aus dieser Summe die Höhe des Privatisie- 
rungspotentials ermitteln läßt und in welchem 
Umfang dieses unveräußerbare „Hoheits vermö- 
gen wie das Eigentum an der Infrastruktur" ist 
(vgl. Bilanzierung des Kronberger Kreises in 
„Scheinprivatisierungen in alten Ländern", im 
Handelsblatt vom 2. August 1993)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 16. August 1993 

Die vom Kronberger Kreis genannte Zahl von 2 Billionen DM umfaßt 

- nach Auskunft des Instituts - das Hoheitsvermögen, einschließlich des 
Eigentums an der Infrastuktur. Es handelt sich dabei jedoch um eine grobe 
Schätzung, aus der sich keine gesicherten Rückschlüsse auf die Höhe des 
Privatisierungspotentials ableiten lassen. 

Nach Schätzungen meines Hauses sind für den verbleibenden privatisie- 
rungsfähigen Beteiligungsbesitz des Bundes - angesichts der fortgeschrit- 
tenen Privatisierung - lediglich Erlöse in einstelliger Milliardenhöhe zu 
erwarten. Unter Einbeziehung der Privatisierung der Sondervermögen 

- etwa der Deutschen Bundespost Telekom - erscheint ein zweistelliger 
Milliardenbetrag denkbar. Höhere Privatisierungserlöse - die Monopol- 
kommission spricht von dreistelligen Milliardenbeträgen - sind nur bei 
entsprechenden Privatisierungsinitiativen der Länder und Gemeinden zu 
erzielen. 


13. Abgeordneter 

Rolf 

Schwanitz 

(SPD) 


Wie viele Bundesländer verfahren nach Kenntnis 
der Bundesregierung wie das Land Berlin, das 
nach Zeitungsmeldungen vom 29. Juli 1993 von 
Betroffenen, die wieder über ihr Alteigentum im 
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östlichen Stadtteil verfügen können, Lastenaus- 
gleich einschließlich Zinsen zurückfordert, so daß 
diese Rückzahlungen in den Entschädigungs- 
fonds einfließen können, und welche Beträge 
wurden dabei von den jeweiligen Bundesländern 
insgesamt zurückgefordert? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 16* August 1993 

Schon in der Fassung des Lastenausgleichsgesetzes (LAG) von 1957 war 
bestimmt, daß ein bestandskräftig abgeschlossenes Lastenausgleichsver- 
fahren wiederaufzunehmen ist, wenn nachträglich ein Schaden ganz oder 
teilweise durch Rückgabe oder Entschädigung des betreffenden Vermö- 
genswertes ausgeglichen wird. Das Rückforderungsverfahren wurde 1992 
in einem § 349 LAG (neu) geregelt (ein gefügt durch das Gesetz vom 
24. Juli 1992 - BGBl. I S. 1389). Die wesentlichen Grundsätze des seit 1957 
geltenden Rechts blieben hierbei unverändert, lediglich das Verfahren 
wurde - im Interesse der durchführenden Verwaltung und der Betroffe- 
nen - vereinfacht. 

Das LAG wird von der in den alten Bundesländern bestehenden Aus- 
gleichsverwaltung durchgeführt. Zuständig für Rückforderungsverfahren 
sind die auf örtlicher Ebene eingerichteten Ausgleichsämter. Sämtliche 
mehr als 120 bestehenden Ausgleichsämter, nicht nur das Ausgleichsamt 
Berlin, führen Rückforderungsverfahren durch. 

Die zurückgezahlten Beträge werden derzeitig allerdings nicht vom Ent- 
schädigungsfonds vereinnahmt. Sie fließen nach § 5 LAG vielmehr in den 
Ausgleichsfonds. Eine gesetzliche Änderung in dem Sinn, die Einnahmen 
aus Rückflüssen zukünftig dem Entschädigungsfonds zuzuführen, ist im 
Regierungsentwurf des Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgeset- 
zes (EALG) vorgesehen. 

Insgesamt wurden bislang rd. 17 Mio. DM von allen Ausgleichsämtern 
zurückgefordert. 

Wie viele Bescheide wurden in den jeweiligen 
Bundesländern nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung bisher erlassen, und welchen Betrag müssen 
die einzelnen Betroffenen im Durchschnitt zu- 
rückzahlen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 16. August 1993 

Bis zum 30. Juni 1993 wurden von den örtlichen Ausgleichsämtern in den 
alten Bundesländern 2 074 Bescheide mit einem durchschnittlichen Rück- 
forderungsbetrag von 8400 DM erlassen. 


14. Abgeordneter 

Rolf 

Schwanitz 

(SPD) 


15. Abgeordneter 

Dr. Norbert 
Wieczorek 

(SPD) 


Trifft es zu, daß der Bundesminister der Finanzen 
den Regierungschefs von Berlin und Branden- 
burg zugesagt hat, für eine Übergangsfrist den 
Fortbestand des „Stadtstaatenprivilegs" für Ber- 
lin nach einer Länderfusion zuzustimmen (vgl. 
„Positive Signale aus Bonn für Fusion Berlin- 
Brandenburg", „Handelsblatt" vom 4. August 
1993)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 16. August 1993 


Der Bundesminister der Finanzen hat in seinem Schreiben vom 18. Juni 
1993 an den Regierenden Bürgermeister von Berlin und den Ministerprä- 
sidenten des Landes Brandenburg seine Zuversicht zum Ausdruck ge- 
bracht, es werde sich für eine befristete Übergangszeit eine Lösung hin- 
sichtlich der Frage einer Beibehaltung der Stadtstaaten-Einwohnerwer- 
tung für Berlin nach Bildung eines Landes Berhn-Brandenburg finden las- 
sen. Für die Lösung dieser Frage wurde ein Gespräch zwischen dem Bund 
und den primär von einer vorübergehenden Erhaltung der Stadtstaaten- 
Einwohnerwertung finanziell betroffenen Ländern über die Behandlung 
des Landes Berhn-Brandenburg im Länderfinanzausgleich vorgeschla- 
gen. 


16. Abgeordneter 

Dr, Norbert 

Wieczorek 

(SPD) 


Will der Bundesminister der Finanzen diese zu- 
sätzlichen Zahlungen an ein gemeinsames neues 
Land Berlin-Brandenburg aus dem Bundeshaus- 
halt oder aus ergänzenden Zuweisungen des 
Bundes durch Umschichtung von den bisherigen 
finanzschwachen Ländern finanzieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 16. August 1993 


Die übergangsweise Beibehaltung der Stadtstaaten-Einwohnerwertung 
für Berhn hätte in erster Linie Auswirkungen auf die Höhe der Ausgleichs- 
zuweisungen und -beiträge der Länder im Länderfinanzausgleich. Dabei 
wäre für das geplante neue Land Berhn-Brandenburg mit höheren Aus- 
gleichszuweisungen als ohne Einwohnerwertung zu rechnen, während 
sich für die übrigen Länder höhere Ausgleichsbeiträge bzw. geringere 
Ausgleichszuweisungen ergeben würden. Die Veränderung der Finanz- 
kraftverhältnisse der Länder würde auch in geringerem Umfang die Höhe 
der im Anschluß an den Länderfinanzausgleich vom Bund an finanz- 
schwache Länder zu gewährenden Fehlbetrags-Bundesergänzungszu- 
weisungen zugunsten von Berlin-Brandenburg und zu Lasten der anderen 
Empfängerländer beeinflussen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


17. Abgeordneter 

Albrecht 

Müller 

(Pleisweiler) 

(SPD) 


In welcher Höhe hat das Land Rheinland- Pfalz 
bislang vom Bund finanzielle Hilfen zur Bewälti- 
gung der Konversionslasten erhalten, und in wel- 
cher Höhe ist eine solche finanzielle Unterstüt- 
zung in den kommenden Jahren vorgesehen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Johann Eekhoff 
vom 12. August 1993 

In den Bund-Länder-Verhandlungen über Maßnahmen zur regionalen 
Flankierung von negativen Folgen des Truppenabbaus 1991/1992 hat die 
Bundesregierung die Auffassung vertreten, daß diese Maßnahmen auf 
relativ strukturschwache und vom Truppenabbau besonders betroffene 
Regionen konzentriert werden sollten. Dementsprechend sah der Vor- 
schlag der Bundesregierung unter Rückgriff auf das bewährte strukturpo- 
litische Instrumentarium ein Sonderprogramm im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" ge- 
mäß Artikel 91a GG ein Sonderprogramm „Städtebau" gemäß Artikel 
104 a GG vor. 

Die Bundesländer forderten jedoch statt dessen nachdrücklich einen Kon- 
versionsfonds analog zum Strukturhilfegesetz, um einen größeren räum- 
lichen und sachlichen Spielraum beim Mitteleinsatz zu erhalten. 

Die Bundesregierung ist diesen Ländervorstellungen durch den Kompro- 
miß zum Steueränderungsgesetz 1992 entgegengekommen. Danach er- 
halten die Länder einen 2 Prozentpunkte höheren Länderanteil am 
Mehrwertsteueraufkommen. Dies verschafft ihnen 1993 und 1994 Mehr- 
einnahmen von insgesamt gut 9 Mrd. DM. Nach einer Grobrechnung dürf- 
ten von den Mehreinnahmen auf Rheinland- Pfalz gut 400 Mio. DM entfal- 
len. 

Außerdem unterstützt der Bund Länder und Kommunen durch die verbil- 
ligte Abgabe bisher militärisch genutzter Liegenschaften. Es ist Sache der 
Länder, ob und in welcher Form sie die zusätzlichen Mittel für die regio- 
nale Flankierung des Truppenabbaus einsetzen. 


18. Abgeordneter 

Simon 

Wittmann 

(Tännesberg) 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise hilft die Bundesregierung den 
durch den MP-Travel-Konkurs geschädigten Per- 
sonen, und ist sie bereit, für die Personen, die eine 
Reise gebucht und bezahlt haben, aber die Reise 
noch nicht angetreten haben, einen Beratungs- 
dienst einzurichten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Johann Eekhoff 
vom 16. August 1993 


Die Bundesregierung hat über das Auswärtige Amt alle ihr möglichen 
Anstrengungen unternommen, um den in den USA (Florida), an der Al- 
garve (Portugal) und in Antalya (Türkei) gestrandeten Urlaubern schnell 
und effizient zu helfen. Die Hilfe bestand u. a. in der Beschaffung von 
Transportkapazitäten, der Vermittlung von Unterkünften, ärztlicher Be- 
treuung und Beratung durch Angehörige der zuständigen deutschen Bot- 
schaften und Konsulate sowie in finanzieller Hüfe gemäß § 5 Konsularge- 
setz. Bis einschließlich 8. August 1993 wurden in Miami in 49 Fällen und in 
Faro (Portugal) in rd. 220 Fällen Kosten in Höhe von ca. 130000 DM ausge- 
legt. 

Die Probleme bei der Ausreise aus Florida und Antalya sind weitgehend 
behoben; auch die Lage an der Algarve hat sich seit dem 12. August 1993 
weitgehend entspannt; die Rückholaktion wird bis spätestens 15. August 
1993 abgeschlossen sein. 

Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeit, darüber hinaus einen Bera- 
tungsdienst für Personen, die durch die Zahlungsunfähigkeit des Reise- 
veranstalters einen Schaden erlitten haben oder zu erleiden drohen, ein- 
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zurichten. Zivilrechtliche Ansprüche der Betroffenen gegen die aus dem 
Reisevertrag verpflichteten Unternehmen sind bei diesen, ggf. ihren Kon- 
kursverwaltern anzumelden und erforderlichenfalls auf dem Rechtsweg 
durchzusetzen. Eine Rechtsberatung durch die Bundesregierung in Ein- 
zelfällen wäre zudem rechtlich nicht zulässig. 

Den Betroffenen steht außerdem die Möghcfikeit offen, sich durch die Ver- 
braucherzentralen beraten zu lassen. 


19. Abgeordnete 

Uta 

Zapf 

(SPD) 


Treffen Presseberichte („stern" vom 15. April 
1993) zu, wonach Taiwan den Transportpanzer 
„Fuchs" zu kaufen wünscht, und liegen der Bun- 
desregierung Anträge auf Exportgenehmigung 
vor? 


20. Abgeordnete 
Uta 
Zapf 
(SPD) 


Wenn ja, hat der Bundessicherheitsrat über die- 
sen Antrag bereits entschieden und mit welchem 
Ergebnis? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reinhard Göhner 
vom 19. August 1993 

Der Bundesregierung liegen keine Anträge auf Exportgenehmigung für 
Transportpanzer nach Taiwan vor. Sie kann zu entsprechenden Presse- 
berichten keine Stellungnahme abgeben. 


21. Abgeordnete 

Uta 

Zapf 

(SPD) 


Befürwortet die Bundesregierung den Export des 
Transportpanzers „Fuchs" nach Taiwan und mit 
welcher Begründung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reinhard Göhner 
vom 19, August 1993 

Die Bundesregierung lehnt es grundsätzhch ab, sich zu der Genehmi- 
gungsfähigkeit fiktiver Vorhaben zu äußern. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


22. Abgeordneter 

Hinrich 

Kuessner 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung überhaupt und mit 
welchem Ziel über die Schulden aus der Zeit vor 
der politischen Wende (Altschulden) in der Land- 
wirtschaft der neuen Länder beraten, nachdem 
offensichthch Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl 
dies bei seinem Besuch in Mecklenburg-Vorpom- 
mern Mitte Juli 1993 laut „Frankfurter Rund- 
schau" vom 10. August 1993 versprochen hat? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Helmut Scholz 
vom 18. August 1993 

Anläßlich des Besuches des Bundeskanzlers bei einem Milch verarbei- 
tungsunternehmen in Mecklenburg-Vorpommern hat dieses zur Altschul- 
denproblematik bei Fusionen von Verarbeitungsunternehmen berichtet 
und angekündigt, hierzu erläuternde Unterlagen vorzulegen. Dem Unter- 
nehmen wurde Prüfung dieser Unterlagen zugesagt. 

Mit der Teilentschuldung nach Artikel 25 Abs. 3 des Einigungsvertrages 
und der Möglichkeit der bilanziellen Entlastung nach § 16 des D- Markbi- 
lanzgesetzes hat die Bundesregierung eine weitgehende Erleichterung 
für ehemalige Genossenschaften und deren Nachfolgeunternehmen 
erreicht. 


23. Abgeordneter 

Dr. Gerald 
Thalheim 

(SPD) 


24. Abgeordneter 

Dr. Gerald 
Thalheim 

(SPD) 


Welche Auswirkungen auf die Agrarpreisent- 
wicklung bei den Marktordnungsprodukten in 
Deutschland sind durch die Erhöhung der 
Schwankungsbreiten im Europäischen Wäh- 
rungssystem EWS kurz- bzw. mittelfristig mög- 
lich, und welche Auswirkungen hält die Bundes- 
regierung für wahrscheinlich? 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um die möglichen erheblichen Störun- 
gen auf den wichtigsten Agrarmärkten zu ver- 
meiden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Helmut Scholz 
vom 18. August 1993 

Die Entscheidung der Minister und Notenbankgouverneure vom 2. Au- 
gust 1993 hat nach Auffassung der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften zur Folge, daß für alle EG-Währungen die Regeln der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 3813/92 für floatende Währungen gelten. Der Switch- 
over, der bisher verhindert hat, daß es bei Aufwertungen von Leitkursen 
zur Senkung der administrierten Preise in nationaler Währung kommt, ist 
danach nicht mehr anwendbar. 

Durch Aufwertung einer Währung verursachte Neufestsetzungen des 
landwirtschaftlichen Umrechnungskurses führen damit zu einer soforti- 
gen Senkung der landwirtschaftlichen Marktordnungspreise und be- 
stimmter Beträge in nationaler Währung. 

Die Ausgleichszahlungen der Reform der Gemeinsamen Agarpolitik sind 
davon jedoch nicht betroffen. 

Durch Abwertung verursachte Neufestsetzung der landwirtschaftlichen 
Umrechnungskurse führen hingegen zur Anhebung aller Marktord- 
nungspreise und -beträge in nationaler Währung. 

Die Neufestsetzungen der landwirtschaftlichen Umrechnungskurse wer- 
den von der Kommission vorgenommen, wenn die Währungsabweichung 
die in Artikel 4 der o. a. Verordnung bestimmten Grenzen überschreiten. 

Bisher wurden der Umrechnungskurs Dänemarks zweimal und der Um- 
rechnungskurs Frankreichs einmal abgewertet. Dies führte zu Anhebun- 
gen der administrierten Preise in diesen Ländern. Der deutsche Umrech- 
nungskurs wurde bisher nicht geändert. 
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Die Bundesregierung ist nach der Entscheidung der Minister und Noten- 
bankgouverneure vom 2. August 1993 unverzüglich tätig geworden. Bun- 
desminister Dr. Theodor Waigel und Bundesminister Jochen Borchert 
haben mit Schreiben vom 4. August 1993 an Kommissionspräsident Delors 
verlangt, daß der geltende landwirtschaftliche Umrechnungskurs von 
2,35418 DM beibehalten werden muß. Sie haben darauf aufmerksam 
gemacht, daß die Änderungen im EWS den ausschließlichen Zweck hat- 
ten, Währungsspekulationen den Boden zu entziehen, nicht aber Ände- 
rungen im agrarmonetären Bereich herbeizuführen. 

Da die Kommission bisher nicht zu einer Änderung ihrer Haltung zu 
bewegen war, hat Bundesminister Jochen Borchert am 16. August 1993 
Ratspräsident Bourgeois gebeten, unverzüglich eine Sondersitzung des 
Agrarrates einzuberufen. Er hat Kommissar Steichen nochmals nach- 
drücklich aufgefordert, eine Reduzierung des deutschen landwirtschaft- 
lichen Umrechnungskurses zu unterlassen und die notwendigen Vor- 
schläge vorzulegen, damit auch in Zukunft währungsbedingte Senkun- 
gen der administrierten landwirtschaftlichen Preise in Deutschland ver- 
mieden werden. 

Der Termin der Sondersitzung des Rates ist noch nicht bekannt. 


25. Abgeordneter 

Peter Kurt 
Würzbach 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen kann und wird die Bundes- 
regierung ergreifen, um künftig unbürokrati- 
scher, bürgernäher und flexibler als bislang zu 
ermöglichen, daß Freiwillige Feuerwehren aber 
auch andere karitative Verbände und Vereine für 
wenige Tage auch auf solchen Flächen ihre Kreis- 
feuerwehrfeste und ähnliches durchführen kön- 
nen, die entsprechend der EG -Verordnung kon- 
junkturell stillgelegt sind? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Helmut Scholz 
vom 18. August 1993 


Die EG-Verordnung für das konjunkturelle Flächenstillegungsprogramm 
im Rahmen der EG -Agrarreform schreibt vor, daß die stillgelegten Flächen 
gepflegt werden müssen und nicht wirtschaftlich genutzt werden dürfen. 
Eine unentgeltliche Verwendung der Flächen für wenige Tage zu den in 
der Frage genannten Zwecken ist nicht als wirtschaftliche Nutzung anzu- 
sehen. Es liegt im Ermesen der für die Durchführung der EG -Argrarreform 
zuständigen Landesbehörden festzustellen, ob die Bedingungen für die 
Flächenstillegung im Einzelfall erfüllt sind. Maßnahmen seitens der Bun- 
desregierung sind nicht erforderlich. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


26. Abgeordneter 

Georg 

Brunnhuber 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß in der Pflegeversicherungs-Kon- 
zeption der Bundesregierung auch die von Ge- 
burt an Behinderten einbezogen sind? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 16. August 1993 

Nach dem Konzept der Bundesregierung sollen auch von Geburt an be- 
hinderte Menschen Leistungen der Pflegeversicherung erhalten, wenn 
erheblicher oder höherer Hilfebedarf bei den gewöhnlichen und regelmä- 
ßig wiederkehrenden Verrichtungen des täglichen Lebens besteht. Bei 
Kindern wird bei der Feststellung der Pflegebedürftigkeit allerdings nur 
der Hilfebedarf berücksichtigt, der über den Hilfebedarf eines gleichalt- 
rigen gesunden Vergleichskindes hinausgeht. Somit kann sowohl Kindern 
als auch älteren Menschen mit einer von Geburt an bestehenden Behinde- 
rung geholfen werden. 


27. Abgeordneter 

Georg 

Brunnhuber 

(CDU/CSU) 


Welche LFnterscheidungen werden bei Behinder- 
ten vorgenommen, um in den Nutzen von Lei- 
stungen aus der Pflegeversicherung zu kommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 16. August 1993 

Voraussetzung für Leistungen der Pflegeversicherung ist in jedem Fall 
- also auch für behinderte Menschen - die Feststellung des Hilfebedarfs 
bei den gewöhnlichen und regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen 
des täglichen Lebens, Dabei wird zwischen Körperpflege, Ernährung, 
Mobilität und der hauswirtschaftlichen Versorgung unterschieden. Inner- 
halb dieser vier Bereiche werden die einzelnen gewöhnlichen und regel- 
mäßig wiederkehrenden Verrichtungen abschließend auf gelistet. Bei der 
Feststellung der Pflegebedürftigkeit wird sich die zukünftige Pflegekasse 
auf ein Gutachten des Medizinischen Dienstes stützen. 

Behinderte erhalten dann Leistungen aus der Pflegeversicherung, wenn 
die genannten Voraussetzungen erfüllt sind; der Grad der Behinderung 
allein führt nicht zur Anerkennung der Pflegebedürftigkeit. Die Leistun- 
gen der Pflegeversicherung werden auf den pflegebedürftigen Personen- 
kreis der behinderten Menschen konzentriert. 


28. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Ist es richtig, daß Arbeitnehmer, die im ehemali- 
gen Zonengrenzraum der Ex-DDR wohnen und in 
Westdeutschland arbeiten (es handelt sich hier- 
bei z. B. im Landkreis Kronach um rund 7000 
Pendler) oftmals nach kurzer Zeit die Entlassung 
provozieren, um sich danach arbeitslos zu mel- 
den, weil sie hierdurch 68% Arbeitslosenunter- 
stützung erhalten, die den in Ostdeutschland be- 
zahlten Lohn von 60% des Westniveaus über- 
steigt, und was gedenkt die Bundesregierung 
gegen diesen massenhaften Mißbrauch der 
Arbeitslosenunterstützung zu unternehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 16. August 1993 

Nach Schätzung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der 
Bundesanstalt für Arbeit arbeiten ca. 450 000 Pendler aus den neuen Bun- 
desländern im alten Bundesgebiet. Die weit überwiegende Mehrheit 
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dieser Arbeitnehmer dürfte an einer langfristigen Beschäftigung im alten 
Bundesgebiet wegen des damit verbundenen höheren Einkommens und 
nicht etwa am (kurzfristigen) Bezug von Arbeitslosengeld interessiert sein. 
Es ist jedoch nicht auszuschheßen, daß infolge des unterschiedlichen 
Lohn- und Gehaltsniveaus zwischen alten und neuen Bundesländern die 
von Ihnen angesprochenen Mißbräuche in Einzelfällen auftreten. Das 
Arbeitsförderungsgesetz enthält jedoch Regelungen, die weitgehend ver- 
hindern, daß derartige „Rechnungen aufgehen" : 

Die Höhe des Arbeitslosengeldes richtet sich grundsätzlich nach dem Ar- 
beitsentgelt, das der Arbeitslose in den letzten drei abgerechneten Be- 
schäftigungsmonaten (Bemessungszeitraum) in der tariflich regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit durchschnittlich erzielt hat. Der Bemessungs- 
zeitraum verlängert sich jedoch auf 12 Monate, wenn das Arbeitsentgelt 
im letzten Jahr vor dem Ausscheiden aus dem Beschäftigungsverhältnis 
außergewöhnlich gestiegen ist. Eine solche außergewöhnliche Steigerung 
liegt vor, wenn das im Bemessungszeitraum von drei Monaten durch- 
schnittlich erzielte Arbeitsentgelt um mehr als ein Drittel höher ist als das 
Arbeitsentgelt, das der Arbeitslose in dem auf 12 Monate erweiterten 
Bemessungszeitraum verdient hat. Diese Regelung soll verhindern, daß 
Arbeitsentgelt- Steigerungen von ungewöhnlicher Höhe, die der Arbeits- 
lose nur kurze Zeit erhalten hat, das für die Bemessung des Arbeits- 
losengeldes maßgebende Arbeitsentgelt überdurchschnittlich erhöhen, 
obgleich sie den Lebensstandard des Arbeitslosen nicht geprägt haben. 

Arbeitnehmer, die - wie von Ihnen dargelegt - eine Kündigung durch ver- 
tragswidriges Verhalten provozieren oder das Arb eits Verhältnis ohne 
wichtigen Grund selbst lösen, erhalten für die Dauer einer Sperrzeit von 
regelmäßig 12 Wochen kein Arbeitslosengeld. Darüber hinaus verkürzt 
sich die Dauer des Anspruchs um ein Viertel. 

Das Arbeitslosengeld wird im übrigen nur dann nach dem Arbeitsentgelt 
der zuletzt ausgeübten Beschäftigung bemessen, wenn der Arbeitslose 
durch diese Beschäftigung (ggf. zusammen mit Vorbeschäftigungen) die 
Anwartschaftszeit für einen neuen Leistungsanspruch erfüllt hat, d, h. in- 
nerhalb der letzten drei Jahre vor der Arbeitslosmeldung bzw. nach Ent- 
stehung des letzten Leistungsanpruches (erneut) mindestens 360 Kalen- 
dertage beitragspflichtig beschäftigt gewesen ist. Arbeitnehmer, die in 
den neuen Bundesländern arbeitslos wurden und Arbeitslosengeld bezo- 
gen haben, können demnach durch eine kurzfristige neue Beschäftigung 
im alten Bundesgebiet keinen neuen Leistungsanspruch und damit keine 
Neubemessung des Arbeitslosengeldes erreichen. 


29. Abgeordneter 

Ernst 

Kastning 

(SPD) 


Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung nen- 
nenswerte Schwierigkeiten bei der Suche nach 
einem Arbeitsplatz für staaüich' anerkannte 
Haus- und Familienpflegerinnen und Haus- und 
Familienpfleger (Absolventinnen und Absolven- 
ten einer zweijährigen Fachschule für Haus- und 
Familienpflege)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 17. August 1993 


Nach Auskunft der Bundesanstalt für Arbeit dürfte es für staatlich aner- 
kannte Haus- und Familienpflegerinnen und Haus- und Familienpfleger 
im allgemeinen keine Schwierigkeiten geben, einen ausbildungsadäqua- 
ten Arbeitsplatz zu finden. Zwar stellt sich das Verhältnis von Arbeitslosen 
zu den bei den Arbeitsämtern gemeldeten offenen Stellen bei den Haus- 
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und Famihenpflegerinnen und Haus- und Famüienpfleger nicht günstiger 
dar als bei den Arbeitslosen und offenen Stellen insgesamt. Andererseits 
haben aber gerade junge Absolventen einer Ausbildung aufgrund ihres 
auf dem neuesten Stand befindlichen Fachwissens verhältnismäßig gün- 
stige Chancen, einen Arbeitsplatz zu finden. 


30. Abgeordneter 

Ernst 

Kastning 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung in ihrem Zuständigkeitsbereich, die Berufs- 
chancen von Absolventinnen und Absolventen 
einer zweijährigen Fachschule für Haus- und 
Familienpflege zu verbessern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 17. August 1993 

Die Ausbildung von anerkannten Haus- und Familienpflegerinnen und 
Haus- und Familienpflegern und damit die Anpassung der Ausbildungs- 
inhalte an die Erfordernisse des Arbeitsmarktes liegen im Zuständigkeits- 
bereich der Länder. Derzeit werden Haus- und Familienpflegerinnen und 
Haus- und Familienpfleger lediglich in den Bundesländern Baden-Würt- 
temberg und Niedersachsen ausgebildet. Für das Bundesland Sachsen ist 
eine entsprechende Rechtsverordnung in Vorbereitung. Eine originäre 
Zuständigkeit des Bundes besteht daher nicht. 

Die Bundesregierung geht aber davon aus, daß durch die Zunahme des 
Anteils älterer Menschen an der Gesamtbevölkerung und durch die Ein- 
führung der Pflegeversicherung die Nachfrage nach pflegerischen Lei- 
stungen, insbesondere im ambulanten Bereich, steigen wird. Es wird des- 
halb zu einem Anwachsen der Nachfrage nach Fachkräften für die häus- 
liche Pflege kommen, die sicherlich auch zu einer Verbesserung der 
Arbeitsmarktsituation bei den Haus- und Familienpflegerinnen und 
Haus- und Familienpflegern führen wird. 


31. Abgeordneter 

Ernst 

Kastning 

(SPD) 


Wird sich der Bund als Tarif partner im öff enth- 
eben Dienst dafür einsetzen, eine angemessene 
tarifliche Einstufung für die staatlich anerkann- 
ten Haus- und Familienpflegerinnen und Haus- 
und Familienpfleger zu erreichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 17. August 1993 

Im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern teile ich mit, 
daß derzeit zwischen den Tarifvertragsparteien des öffentlichen Dienstes 
Tarifverhandlungen über die Eingruppierung der Angestellten in der 
ambulanten Kranken- und Altenpflege geführt werden; hierzu gehören 
auch Verhandlungen zu Tätigkeitsmerkmalen für Haus- und Familien- 
pflegerinnen und Haus- und Familienpfleger mit staatheher Anerken- 
nung. 

Diese Verhandlungen werden auf Arbeitgeberseite unter Federführung 
der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände und unter Mit- 
wirkung der Tarif gemeinschaft deutscher Länder geführt. Der Bund ist als 
Tarifvertragspartei des öffentlichen Dienstes beteiligt, als Arbeitgeber 
jedoch kaum betroffen. Angestellte in der Haus- und Familienpflege wer- 
den im Öffentlichen Dienst fast ausschheßlich im kommunalen Bereich und 
bei den Stadtstaaten Berlin, Bremen und Hamburg, beim Bund allenfalls 
in wenigen Fällen, beschäftigt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


32. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(F.D.P.) 


Über welche Kenntnisse verfügt die Bundesre- 
gierung hinsichthch einer möghchen Bodenbela- 
stung durch vergrabene Kampfstoffe aus dem 
Zweiten Weltkrieg im Bereich der Plöner Fünf- 
Seen-Kaserne, und trifft es zu, daß durch die Bun- 
desregierung die Mitarbeiter des Landesbauam- 
tes Eutin darüber zur Verschwiegenheit ver- 
pflichtet wurden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 13. August 1993 

Der Bundesregierung ist im Zuge der Sanierung einer Tankstelle in der 
Plöner Fünf- Seen- Kaserne Ende 1991 bekanntge worden, daß möglicher- 
weise eine Bodenbelastung durch chemische Kampfstoffe der ehemahgen 
Wehrmacht vorliegen könnte. Dieser Verdacht ergab sich durch angeblich 
fremdartige Gerüche beim Austausch von Erdreich, das durch Öle und 
Fette verunreinigt war. 

Eine von Bundeswehreinrichtungen durchgeführte Untersuchung ergab 
jedoch keine Bestätigung dieses Verdachtes. 

Auf Verlangen der unteren Wasserbehörde des Kreises Plön wurde auch 
ein unabhängiges Institut mit der Erstellung eines Gutachtens zur Gefähr- 
dungsabschätzung hinsichtlich der Ölkontamination und der vermuteten 
Rüstungsaltlast beauftragt. Das Gutachten liegt seit Anfang August 1993 
der Oberfinanzdirektion Kiel zur Auswertung vor. Nach dem derzeitigen 
Kenntnisstand erscheint der Verdacht auf das Vorhandensein einer Bo- 
denbelastung durch vergrabene Kampfstoffe der ehemaligen Wehrmacht 
jedoch unbegründet. 

Weder die Oberfinanz direktion Kiel noch das zuständige Landesbau amt 
Eutin wurde in dieser Angelegenheit zur Verschwiegenheit verpflichtet. 


33. Abgeordneter 

Ludwig 

Stiegler 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Zukunft 
des Bundeswehrverbindungskommandos Gra- 
fenwöhr, und wird sie bei allen künftigen Planun- 
gen berücksichtigen, daß durch den Abbau der 
US- Streitkräfte in dieser Region ein überpropor- 
tionaler Verlust an Arbeitsplätzen zu verkraften 
ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 13. August 1993 

Der Truppenübungsplatz Grafenwöhr ist dem US-Heer von der Bundesre- 
pubhk Deutschland - vertreten durch das Bundesministerium der Fi- 
nanzen ~ gemäß Artikel 48 Abs. 2 des Zusatzabkommens zum NATO- 
Truppenstatut zur ausschließhchen Nutzung überlassen worden. In einer 
Vereinbarung zwischen dem Bundesminister der Verteidigung und dem 
Oberbefehlshaber des US-Heeres in Europa und der 7. US- Armee vom 
2. August 1991 über die gemeinsame Benutzung von militärischen 
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Übungsplätzen in der Bundesrepublik Deutschland, die unter der Verwal- 
tung der Bundeswehr oder des US-Heeres stehen, haben beide Seiten fest- 
gelegt, daß die Bundeswehr den Truppenübungsplatz Grafenwöhr an 
44 Tagen jährlich nutzen kann. Als Ausgleich für die Aufgabe des Soltau- 
Lüneburg-Gebietes sind den britischen Streitkräften davon 14 Tage abge- 
treten worden. 

Die Bundesregierung prüft derzeit, ob der bisher den amerikanischen 
Streitkräften zur ausschheßlichen Nutzung überlassene Truppen- 
übungsplatz Wildflecken von der Bundeswehr übernommen werden soll. 
Sollte das Ergebnis eine Übernahme zur Folge haben, würde dies eine 
Nutzungsänderung für andere Truppenübungsplätze mit sich bringen. 
Dabei könnte auch der Truppenübungsplatz Grafenwöhr betroffen sein. 
Eine noch geringere Nutzung oder ein völliger Verzicht auf die Nutzung 
des Truppenübungsplatzes Grafenwöhr würde auch Auswirkungen auf 
die Aufgaben und damit auf den Personalbestand des Verbindungskom- 
mandos haben. 

Wie schon bisher werden auch künftig in die für die Stationierung und son- 
stigen organisatorischen Maßnahmen erforderlichen Entscheidungspro- 
zesse neben dem G^bot der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit sowie den 
Belangen der Bundeswehr auch die zivilen, insbesondere raumordneri- 
schen und sozialen Interessen einbezogen. Dies würde auch gelten, wenn 
im Zusammenhang mit dem den US- Streitkräften zur Nutzung überlasse- 
nen Truppenübungsplatz Grafenwöhr entsprechende Entscheidungen für 
die Bundeswehr erforderlich würden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


34. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 

{ CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung die Behauptung der 
Zigarettenindustrie bestätigen, daß eine Verwen- 
dung von Recyclingpapier bei der Herstellung 
von Zigarettenverpackungen aus geschmack- 
lichen und lebensmittelrechtlichen Gründen 
nicht möglich ist? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 18. August 1993 


Nach Mitteilung des Verbandes der Cigarettenindustrie e. V. verwendet 
die Zigarettenindustrie zur Verpackung ihrer Erzeugnisse keine aus 
Recyclingpapier hergestellten Zigarettenverpackungen. Dies wird insbe- 
sondere damit begründet, daß die Zigarettenindustrie befürchtet, daß 
Recyclingpapier sich nicht genügend sensorisch neutral verhält und es die 
darin verpackten Zigaretten geschmackhch negativ beeinflussen könnte. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, ob und inwieweit sich Zigaretten 
in Schachteln aus Recyclingpapier beim längeren Lagern tatsächhch ge- 
schmacklich nachteilig verändern. Lebensmittelrechtliche Gründe stehen 
der Verwendung von Recyclingpapier zur Herstellung von Zigaretten- 
schachteln grundsätzlich nicht entgegen. 
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35. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung insbesondere bestäti- 
gen, daß die Verwendung von Recyclingpapier 
bei der Herstellung von Zigarettenverpackungen 
laut § 31 Abs. 1 des Lebensmittel- und Bedarf sge- 
geständegesetzes rechtlich unzulässig ist? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 18. August 1993 

§ 31 Abs. 1 des Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes regelt den 
Übergang von Stoffen aus Bedarfsgegenständen im Sinne des § 5 Abs. 1 
Nr. 1, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kom- 
men. Die Vorschrift findet auf Zigarettenschachteln keine Anwendung. 


36. Abgeordneter 

Roland 

Sauer 

(Stuttgart) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung unter drogen- 
präventiven und betäubungsmittelrechtlichen 
Gesichtspunkten das Auftreten verschiedener 
Erscheinungsformen (Kaugummi, Schokoriegel, 
Limonade) des südamerikanischen Genußmittels 
Guarana in südniedersächsischen Diskotheken? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 18. August 1993 

Guarana ist eine Paste, die aus den Samen des im Amazonasgebiet heimi- 
schen Kletterstrauches Paulhnia Cupana durch Rösten sowie Andicken 
mit Mehl und Wasser gewonnen wird. Die Paste enthält bis zu 5% Coffein 
(Kaffee ca. 1 %) und wird z. B. in Brasilien als Anregungs- und Genußmittel 
geschätzt. Die mißbräuchliche, übermäßige Verwendung führt zu Schlaf- 
losigkeit und Nervosität, 

Der in jüngster Zeit festzustellende Konsum von Guarana in Diskotheken 
ist offensichtlich auf den anregenden Effekt des Coffeins und entspre- 
chende Flüsterpropaganda zurückzuführen. Die Bundesregierung sieht 
deshalb aus drogenpräventiven und betäubungsmittelrechtlichen 
Gesichtspunkten keinen Handlungsbedarf. Im Sinne der allgemeinen 
gesundheithchen Aufklärung fördert die Bundesregierung Maßnahmen, 
die grundsätzlich zu einer gesunden Lebensweise einschließlich einem 
maßvollen Umgang mit Genußmitteln motivieren. 


37. Abgeordneter 

Roland 

Sauer 

(Stuttgart) 

(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom J8. August 1993 

Guarana besitzt aufgrund seiner Inhaltsstoffe auch in Verbindung mit 
Alkohol oder Betäubungsmitteln kein eigenes Suchtpotential. Die 
Bundesregierung beabsichtigt nach ihrem derzeitigen Kenntnisstand des- 
halb nicht, Guarana dem Betäubungsmittelgesetz zu unterstellen. 


Stellt die stark coffeinhaltige Pflanze Guarana in 
Verbindung mit dem Konsum von Alkohol oder 
anderen Rauschmitteln eine zusätzliche Suchtge- 
fährdung dar, oder ist der Konsum von Guarana 
als ungefährlich und daher nicht unter das Betäu- 
bungsmittelgesetz einzustufen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


38, Abgeordneter 

Dr. Peter 
Eckardt 

(SPD) 


Wie vereinbart die Bundesregierung ihre verba- 
len Beteuerungen, dem Schienenverkehr und 
dem öffentlichen Nahverkehr Priorität einzuräu- 
men, mit der Tatsache, daß im Bundesbahnfahr- 
plan für den Sommer 1993 einige Regionalbus- 
Gesellschaften mit ihren Fahrplänen nicht mehr 
aufgeführt sind (so z. B, die RB Braunschweig), so 
daß die Fahrplanauskunft in Hamburg z. B. nicht 
mehr in der Lage ist, einem Eisenbahnfahrgast, 
der in Bad Lauterberg ankommt, die Anschluß - 
busverbindung nach St, Andreasberg zu nennen, 
mit der die Reise mit öffentlichen Verkehrsmitteln 
fortgesetzt werden könnte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 18. August 1993 

Einige Regionalbus-Gesellschaften - hierzu zählt auch die RB Braun- 
schweig GmbH - müssen derzeit noch auf eine Veröffentlichung ihrer 
Fahrpläne in den Fahrplanunterlagen der Deutschen Bundesbahn (DB) 
verzichten, da ihre Planungen zum Redaktionsschluß der Kursbuchdruck- 
sachen der DB nicht abgeschlossen sind. Statt dessen veröff entheben sie 
ihre Fahrten in eigenen, von ihnen herausgegebenen Fahrplänen und 
geben auch telefonische Auskünfte über ihr Busangebot. Die DB gibt des- 
halb in ihren Kursbüchern (Schiene und Bus) sowie in den Regionalkurs- 
büchern und Regionalfahrplänen die vollständigen Adressen und Tele- 
fonnummern dieser Gesellschaften an. 

Die DB und die Deutsche Reichsbahn beabsichtigen aber, in Zusammen- 
arbeit mit den Busgesellschaften voraussichtheh ab dem ' Fahrplanjahr 
1996/97 die Busfahrpläne in das „Elektronische Fahrplanauskunfts- 
System" übernehmen zu können, um ihren Kunden wieder eine möglichst 
umfassende Information zu bieten. 


39, Abgeordnete 

Elke 

Ferner 

(SPD) 


Wie wird sich nach der Umwandlung der Bundes- 
anstalt für den Güterfernverkehr in das Bundes- 
amt für Güterverkehr die Organisationsstruktur 
ändern, und welche der Außenstellen in Baden- 
Württemberg, Bayern, Berhn/Brandenburg, Bre- 
men, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vor- 
pommmem. Nie der Sachsen, Rheinland, Rhein- 
land-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen- Anhalt, 
Schleswig-Holstein, Thüringen und Westfalen- 
Lippe werden bestehen bleiben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 17. August 1993 

Mit der Umwandlung in ein Bundesamt zum 1. Januar 1994 wird die bisher 
rechtlich selbständige Bundesanstalt für den Güterfernverkehr eine selb- 
ständige Bundesoberbehörde und damit nachgeordnete Behörde im 
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr. Die damit verbun- 
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denen organisatorischen Auswirkungen werden zur Zeit im Rahmen einer 
Organisationsuntersuchimg des Bimdesministeriums für Verkehr geprüft, 
die in zwei Phasen durchgeführt wird: 

Phase 1: Bis voraussichtlich November 1993 wird ein Organisationser- 
laß über sofort realisierbare Anpassungsmaßnahmen erarbei- 
tet (z. B. Gliederung der Zentrale; Aufgabenbegrenzimg zwi- 
schen den Referaten) 

Phase 2: (bis voraussichtlich Ende 1994) Erarbeitung von Vorschlägen 
zur weiteren imd dauerhaften Anpassimg der Aufbauorganisa- 
tion durch Überprüfung insbesondere der Aufgaben sowie der 
Geschäftsverteüung in der Zentrede imd den Außenstellen imd 
zwischen Zentrale und Außenstellen sowie der Anzahl der 
Außenstellen. 

Es bleibt abzuwarten, ob diese Überprüfung zu Strukturveränderungen 
führen wird. Beschlüsse über die Verringerung der Anzahl der Außenstel- 
len und über den endgültigen Personalbedarf liegen nicht vor. 


40. Abgeordnete 
Elke 
Ferner 
(SPD) 


Wie viele Bundesämter und Bundesanstalten gibt 
es insgesamt, imd welche Bundesämter und Bun- 
desanstalten haben Außenstellen in jedem Bun- 
desland? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 17. August 1993 


Die Bundesregienmg hat zur Unterstützimg der Arbeit der von der Bun- 
despräsidentin aufgrund des Beschlusses des Deutschen Bimdestages 
vom 20. Juni 1991 zur Vollendung der Einheit Deutschlemds eingesetzten 
Unabhängigen Föderalismuskommission, deren Ziel es ist, eine annä- 
hernd ausgewogene Verteilung von Bundeseinrichtungen und -institutio- 
nen über alle Bundesländer zu erreichen, eine Zusanunenstellung der Ein- 
richtungen des Bimdes erstellt. Eine detaillierte Darstellung aller Einrich- 
tungen des Bundes imd ihrer Aufteüimg auf die Bundesländer würde den 
Rahmen der Fragestimde sprengen. Ich werde sie Ihnen deshalb separat 
zusenden. 


41. Abgeordneter 

Manfred 

Richter 

(Bremerhaven) 

(F.D.P.) 


Kann die Bundesregienmg bestätigen, daß die 
Deutsche Bundesbahn Überlegimgen anstellt, 
den Verkehr auf der Bcihnstrecke von Bremerha- 
ven nach Cuxhaven einzuschränken bzw. auf 
Triebwagenverkehr umzusteUen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 17. August 1993 


Nein. 

Auf der Strecke Bremerhaven — Cuxhaven verkehren lokbespannte Züge 
mit Nahverkehrswagen. Die Deutsche Bimdesbahn beabsichtigt z. Z. 
keine Umstellung auf Triebwagen. Sie wird das im Fahrplanjahr 1993/94 
bestehende Angebot auch im folgenden Fahrplanjahr 1994/95 aufrechter- 
halten. 
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42. Abgeordneter 

Manfred 

Richter 

(Bremerhaven) 

(F.D.P.) 


Wie beurteilt die Bundesregierung geäußerte 
Befürchtungen, daß die Langsamfahrstrecken 
zwischen Bremerhaven und Cuxhaven auf Dauer 
zu einer Attraktivitätsminderung der Strecke füh- 
ren könnten, und wann ist mit einer Beseitigung 
der Langsamfahrstrecken zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 17. August 1993 

Auf der Strecke Bremerhaven — Cuxhaven befinden sich derzeit zwei 
Langsamfahrstellen, die im Laufe des Jahres 1994 beseitigt werden sollen, 
so daß nicht von einer bleibenden Attraktivitätsminderung der Strecke 
ausgegangen werden kann. 


43. Abgeordneter 

Roland 

Sauer 

(Stuttgart) 

(CDU/CSU) 


Bestehen nach dem Zugunglück im Stuttgarter 
Hauptbahnhof vom 15. Juni 1993, insbesondere 
bei Kopfbahnhöfen, Sicherheitsrisiken, weil das 
Induktive Zugsicherungssystem (Indusi) der 
Deutschen Bundesbahn nicht mehr dem neue- 
sten Stand der Technik entspricht? 


44. Abgeordneter 

Roland 

Sauer 

(Stuttgart) 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung auf die Deutsche Bundesbahn dahin gehend 
einzuwirken, daß bei risikoträchtigen Brems- 
strecken und bei Kopfbahnhöfen umgehend das 
computergesteuerte Sicherheitssystem „Linien- 
zugbeeinflussung (LBZ) " eingeführt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 17. August 1993 

Nein. 

Die Induktive Zugsicherung (Indusi) verknüpft die ortsfesten Signalan- 
lagen mit dem Zug und verhindert, daß Halt- oder Langsamfahrtsignale 
vom Triebfahrzeugführer unbeachtet bleiben. Ein vom Triebfahrzeugfüh- 
rer nicht vorschriftsmäßig gebremster Zug kommt spätestens in der hinter 
jedem Hauptsignal vorgesehenen Schutzstrecke durch Schnellbremsung 
zum Halten. Dieses Sicherungssystem ist weiterentwickelt worden und 
entspricht den anerkannten Regeln der Technik. 

Im Gegensatz zur Indusi, die nur an bestimmten Punkten eine 
Bremsbeeinflussung herbeiführen kann, arbeitet die Linienzugbeeinflus- 
sung (LZB) kontinuierlich. Mit LZB ausgerüstet werden bei der Deutschen 
Bundesbahn und der Deutschen Reichsbahn nach § 15 der Eisenbahn- 
Bau- und Betriebsordnung (EBO) alle Strecken, die mit mehr als 160 km/h 
befahren werden. 

Im Sicherheitssystem der Eisenbahnen sind Sicherungsaufgaben ineinan- 
dergreifend dem Menschen und der Technik zugewiesen. Menschliches 
Versagen, wie bei dem Unfall im Bahnhof Stuttgart Hbf., läßt sich auch mit 
weiterer Technik nicht gänzlich ausschheßen. Demgemäß bestätigt auch 
die höchstrichterliche Rechtsprechung zu § 823 BGB und § 2 EBO: 

„. . . Verkehrssicherheit, die jede Gefahr ausschließt, ist nicht erreichbar. 
Folglich muß (und kann) nicht für alle denkbaren Möglichkeiten eines 
Schadenseintrittes Vorsorge getroffen werden. " 
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Das Bundesministerium für Verkehr teilt diese Grundaussage. 

Das Auffahren von Reisezügen auf Gleisabschlüsse (Prellböcke) zählt zu 
den äußerst seltenen Unregelmäßigkeiten im Bahnbetrieb. Deshalb hat 
die Deutsche Bundesbahn die im Schnellfahrbetrieb eingesetzte LZB auch 
nicht zusätzhch durch eine weitere technische Komponente im Gleisbe- 
reich und an allen Fahrzeugen ergänzt, um das Zielbremsen in Stumpf - 
gleisen von Personenbahnhöfen zu beherrschen. 


45. Abgeordnete 

Antje-Marie 

Steen 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß eine 
Studie zur Untersuchung einer festen Fehmarn- 
Beltquerung durch das Bundesministerium für 
Verkehr in Auftrag gegeben wurde, wenn ja, mit 
welchen Vorgaben und zeithcher Fertigstellung? 


46. Abgeordnete 

Antje-Marie 

Steen 

(SPD) 


Sind auch Alternativen zu einer festen Querung 
Inhalt der Studie, wie z. B. Ausweitung der Fähr- 
kapazitäten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 18. August 1993 

Das Bundesministerium für Verkehr und das Verkehrsministerium des 
Königreichs Dänemark haben gemeinsam zwei Vorstudien in Auftrag 
gegeben, die zum einen die technisch -ökologische Machbarkeit und zum 
anderen die Prognose der Verkehrsnachfrage zum Inhalt haben. 

Aufgabe dieser Vorstudien ist, den Untersuchungsumfang für die beab- 
sichtigten Hauptstudien darzustellen und erste Aussagen über die mög- 
lichen Varianten einer Festen Querung über den Fehmarn-Belt zu geben. 
Auf der Grundlage der Vorstudien sollen im Herbst die Aufträge für die 
Hauptstudien EG -weit ausgeschrieben werden. 

Die technisch- ökologische Machbarkeitsstudie soll Erkenntnisse über die 
baulichen, verkehrhchen, ökologischen, geologischen, wirtschaftlichen 
und sonstigen Aspekte hefern, um beurteilen zu können, ob eine Feste 
Querung sinnvoll ist und welche technische Variante am besten geeignet 
ist. Die zu untersuchenden Varianten bestehen aus Tunnellösungen, 
Brückenlösungen, Kombinationen von Tunnel- und Brückenlösungen für 
die Verkehrsträger Straße und Schiene, wobei alle Kombinationen erfaßt 
werden sollen. Eine reine Straßenverbindung ist aus ökologischen und 
politischen Gründen von der Untersuchung ausgenommen. 

Die Verkehrsnachfragestudie soll die Prognose des Verkehrsaufkommens 
des Personen- und Güterverkehrs im geographischen Bereich zwischen 
Westküste Jütland und Odermündung hefern. Der Prognosehorizont ist 
das Jahr 2010. Dabei werden die Verkehrszweige Eisenbahn, Straßen- 
güterverkehr, Pkw- Verkehr, Busverkehr, Luftverkehr und Seeverkehr 
einbezogen. In diesem Rahmen wird auch untersucht, welche Auswirkun- 
gen auf das Verkehrsaufkommen und die Aufteilung auf die Verkehrsträ- 
ger durch Alternativen wie z. B. ein verbessertes Fährkonzept zu erwarten 
sind. 

Die Ergebnisse beider Studien sollen auch eine Beurteilung der betriebs- 
wirtschafthchen Rentabilität einer Querung ermöglichen. Die Unter- 
suchungen könne voraussichtlich 1996 abgeschlossen werden. 
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Die Prüfung der gesamtwirtschaftlichen Rentabihtät ist wegen des hohen 
Aufwandes zunächst nicht Gegenstand dieser Studien und wird zu einem 
späteren Zeitpunkt durchgeführt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


47. Abgeordnete 

Birgit 

Homburger 

(F.D.P.) 


Ist es richtig, daß das Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit eine 
Verordnung für die Entsorgung von Verpackun- 
gen mit schadstoffhaltigem Inhalt plant, und 
wenn ja, wann ist mit dieser Verordnung zu rech- 
nen? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 12. August 1993 

Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit be- 
reitet zur Zeit den Entwurf einer Verordnung vor, die die Entsorgung von 
Verpackungen mit Resten oder Anhaftungen gesundheits- oder umwelt- 
gefährdender Füllgüter regelt und Hersteller und Vertreiber in die Verant- 
wortung für ihre Produkte einbindet. Im Rahmen der Vorarbeiten zu dieser 
Schadstoffverpackungsverordnung haben mehrere Fachgespräche statt- 
gefunden. Dabei sind eine Fülle von Detailfragen aufgeworfen worden, 
die zur Zeit weiter geprüft werden. 

Vor allem Fragen der Abgrenzung des Geltungsbereiches und der Mög- 
lichkeiten des Übergangs zwischen der geplanten Schadstoffverpak- 
kungsverordnung und der bereits verbindhchen Verpackungsverordnung 
bedürfen noch intensiver Diskussion. 

Ein Zeitpunkt für die Vorlage eines Referentenentwurfs kann gegenwär- 
tig nicht angegeben werden. 


48. Abgeordnete 

Birgit 

Homburger 

(F.D.P.) 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 18. August 1993 

Die Bundesregierung ist erst durch diese Anfrage auf den Vorfall im Land- 
kreis Neu-Ulm aufmerksam gemacht worden. Nach Mitteilung des Baye- 
rischen Staatsministeriums für Landesentwicklung und Umweltfragen 
prüfen die zuständigen örtlichen Behörden z. Z. noch Einzelheiten. Ob die 
geschilderte Praxis auch an anderen Stellen des Bundesgebietes ange- 
wandt wird, ist der Bundesregierung nicht bekannt. 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß zu Granu- 
lat verarbeitete Kunststoffe aus der Kabelverwer- 
tung, an denen noch Kupferreste hängen, auf 
Reitbahnen und -plätzen ausgebracht und mit 
Pferdemist vermischt als Dünger verwendet wer- 
den, und wenn ja, wie beurteilt sie die Gesund- 
heitsgefährdung der Bevölkerung und die 
Grundwassergefährdung durch freiwerdendes 
Kupfer und andere Schadstoffe aus den Kunst- 
stoffen? 
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Kabelummantelungsabfälle sind ein Rückstand aus der Kabelherstellung 
und aus der Aufbereitung von Altkabeln. Er kann neben den Kunststoffen 
Polyvinylchlorid (PVC), Polyethylen (PE) und Gummi noch Metallbe- 
standteile, vor allem Kupfer, unter Umständen auch Aluminium enthalten. 


Durch das Aufbringen solcher Abfälle auf landwirtschaftlich oder gärtne- 
risch genutzte Flächen kann eine Anreicherung oder Verlagerung von 
umweltgefährdenden Stoffen im Boden erfolgen. Insbesondere wegen des 
Vorhandenseins von Kupferresten ist eine schädhche Bodenverändening 
und Gnindwasserveränderung nicht auszuschheßen. So können bei 
einem Überangebot von verfügbarem Kupfer Ertragsminderungen eintre- 
ten. Es wird in diesem Zusammenhang auf die Klärschlammverordnung 
verwiesen, in der Bodengrenzwerte u. a. für Kupfer festgeschrieben sind. 


49. Abgeordneter 

Manfred 

Opel 

(SPD) 


Wann wird die Elektronikschrottverordnung vor- 
aussichthch in Kraft treten, und plant die Bundes- 
regierung im Vorwege den Erlaß einer vorläu- 
figen Verwaltungs Vorschrift, um wenigstens die 
sofortige Entsorgung dieses Abfalls nach dem 
Stand der Technik zu erzwingen? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 12. August 1993 


Wegen der Komplexität der mit der Elektronikschrottverordnung zu re- 
gelnden Materie und der Verpflichtung, alle Gesichtspunkte sorgfältig zu 
prüfen, ist die Abstimmung sowohl mit den betroffenen Wirtschaftskreisen 
als auch mit den Ressorts noch nicht abgeschlossen. Die Bundesregierung 
kann daher zur Frage des Inkrafttretens noch keine konkrete Aussage 
treffen. 


Die Bundesregierung hält es nicht für zweckmäßig, eine - zwangsläufig 
zeitüch begrenzte - Verwaltungs Vorschrift zu erlassen. Eine solche Ver- 
waltungsvorschrift bedarf nach Artikel 84 Abs. 2 GG und nach § 4 Abs. 5 
AbfG der Zustimmung des Bundesrates. Sie dürfte daher kaum früher als 
die Elektronikschrottverordnung selbst in Kraft treten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


50. Abgeordneter 

Dr, Rupert 
Scholz 

(CDU/CSU) 


Mit welchem Durschnittssanierungsaufwand 
(anzugeben in Kosten pro Quadratmeter Büro- 
raum) wurden die derzeit in Berhn genutzten 
Büroräume im Eigentum des Bundes renoviert? 
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51. Abgeordneter Welcher Durschnittssanierungsaufwand (ange- 

Dr. Rupert geben in Kosten pro Quadratmeter Büroraum) 

Scholz wird für die Renovierung der übrigen vorhande- 

(CDU/CSU) nen Büroräume zur Vorbereitung des Umzugs 

nach Berlin derzeit veranschlagt? 


52. Abgeordneter In welchem Jahr ist diese Renovierung geplant? 

Dr. Rupert 
Scholz 

(CDU/CSU) 


53. Abgeordneter Wie viele Büroräume müßen bei einem Umzug im 

Dr, Rupert Jahre 1998 zusätzlich zu den bereits vorhandenen 

Scholz angemietet werden, um alle Mitarbeiter des Aus- 

( CDU/CSU) wärtigen Amtes, der Bundesministerien des In- 

nern, der Justiz, der Finanzen, für Wirtschaft, für 
Arbeit und Sozialordnung, für Familie und Senio- 
ren, für Frauen und Jugend, für Verkehr, für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau sowie 
das Presse- und Informationsamt der Bundesre- 
gierung in Berlin unterbringen zu können (bitte 
Einzelangaben für jedes Ressort)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Joachim Günther 
vom 17. August 1993 

Die o. a. Fragen sind - ebenso wie Ihre schriftlichen Anfragen Nr. 91 bis 
94 in Drucksache 12/5557 - im Grundsatz im Fragenkatalog enthalten, 
den der Vorsitzende der Fraktion der CDU/CSU, Dr. Wolfgang Schäuble, 
mit Schreiben vom 5. Juli 1993 der Bundesregierung übermittelt hat. 

Sobald die Erhebungen abgeschlossen sind, werde ich die Fragen im Zu- 
sammenhang beantworten. 


Bonn, den 20. August 1993 
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